
Aktenzeichen:

13.15.3133/53.

Verkündet

am 13„Oktober 1959

I m N a m e n d e 3 V o l k e 3

In Sachen

Kläger und Revisionskläger,

gegen

Beklagten und Revisiönsbeklagten,

hat dcr 11„ Senatdes Bundessozialgerichts
auf die mündliche Verhandlung vom 13„ Oktober

79599 an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° H a u e l s e n
als Vorsitzender‚

Bundesrichter Dr„ S t r a u B und

Bundesrichter ' S o n n e n b e r g
als weitere Berufsrichtery'

Bundessozialrichter G 6 t s c h und

Bundessozialrichter H a b b e
als ehrenamtliche Beisitzer9

für Recht erkannt:

Das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts

vom 90 Oktober 1956 wird aufgehoben; die Sache

wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozinlgericht zurückverwiesen°

\

Von Rechts wegenc
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Der Vater der Kläger, Alois Schxxx) starb am 9° Januar 1925 an

Lungentuberkulose° Sein Antrag auf Versorgung vom 260 Mai 1925

war vom Versorgungsamt Aschaffenburg durch Bescheid vom 27° Sep—

tember 1923 abgelehnt werden, weil das Lungenleiden erst nach

dem Kriege aufgetreten sei und kein Zusammenhang mit dem Wehr—

dienst bestehe° ” '

Die Mutter der Kläger, Gertrud SchXXXK beantragte im Jahre 1925

für sich und ihren Sohn Josef Hinterbliebenenversorgung° Das

Versorgungsamt Würzburg lehnte den Antrag durch Bescheid vom
300 Mai 1925 ab, weil der Tod des Alois Schxxx nicht die Folge

einer Wehrdienstbeschädigung sei° Die Berufung gegen den Be—

scheid wurde durch Urteil des Versorgungsgerichts Würzburg vom

24° November 1925 zurückgewiesen, den Rekurs gegen dieses Urteil

wies das Bayer° Landesversorgungsgericht mit Urteil vom 8„ Januar

1927 zurück° In der Folge stellte die Mutter der Kläger mehrfach

erneut Anträge auf Hinterbliebenenrente° Die Anträge wurden

sämtlich abgelehnt°

Am 260 Januar 1947 beantragte die Mutter der Kläger die Ertei—

lung eines Zugunsten—Bescheides und die Gewährung der Witwenren—

te nach dem Bayer° Gesetz über Leistungen an Körperbeschädigte

(KBLG)° Die KB—Abteilung Würzburg der Landesversicherungsan—
stalt Unterfranken lehnte den Antrag durch Bescheid vom 17„

November 1948 unter Bezugnahme auf die frühere rechtskräftige

Verneinung des ursächlichen Zusammenhangs ab° Das Oberversiche—

rungsamt Würzburg wies die Berufung durch Urteil vom 16° Okto—

ber 1950 zurück, da die Erteilung eines Zugunsten—Bescheides

im Ermessen der Verwaltungsbehörde stehe„

Im Januar 1951 wandte sich die Mutter der Kläger mit der Bitte

um nochmalige Prüfung der Angelegenheit an das Bayer° Staatsmi—

nisterium für Arbeit und soziale Fürsorge; das Ministerium wies
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das Versorgungsamt Würzburg an, “den Versorgungsanspruch

der Witwe unter Berücksichtigung der neuen Beweismittel noch—

mals sachlich zu überprüfen und ihr durch einen Zugunsten—Be—

scheid den Rechtsweg nochmals zu eröffnen"o Das Versorgungsamt

lehnte in einem Bescheid vom 28° August 1952, den es auf Art„

30 Abs° 4 KBLG stützte9 die Versorgungsansprüche "unter Verzicht

auf die Rechtskraft der früheren Entscheidungen" wiederum ab„

Das Oberversicherungsamt holte ein neues ärztliches Gutachten

ein und erließ dann das Urteil vom 300 März 1953, das den Be—

scheid vom 280 August 1952 aufhob und den Beklagten verpflichte—

te9 vom 1° Februar 1947 an Witwenrente zu gewähren„ hiergegen

legte der Beklagte Rekurs beim Bayer° Lanäesversicherungsamt ein;

der Rekurs ging am 10 Januar 1954 auf das Bayero Landessozial—

gericht (LSG0) über„ Die Kläger traten als Rechtsnachfolger

ihrer am 50 November 1953 verstorbenen Mutter in das Verfahren

ein°

Durch Urteil vom 90 Oktober 1956 hob das LSG„ das Urteil des

Oberversicherungsamts Würzburg vom 500 März 1953 auf und wies

die Klage ab: Die Erteilung eines Zugunsten—Bescheides stehe im

Ermessen der Verwaltungsbehörde; die Bindung des Gerichts an

eine frühere rechtskräftige Entscheidung könne durch eine Er—

klärung der Beteiligten nicht beseitigt werden; der "Verzicht”

des Versorgungsamts auf die Rechtskraft der früheren Entschei—

dungen sei insoweit ohne rechtliche Bedeutung; das Gericht

dürfe nicht sein eigenes Ermessen an die Stelle des Brmessens

der Verwaltungsbehörde setzen; es könne lediglich die Frage

prüfen, ob die Verwaltungsbehörde die Grenzen ihres Ermessens

überschritten oder von dem Ermessen in sachfremder Weise Ge—

brauch gemacht habe; ein Mißbrauch oder eine Überschreitung

der Grenzen des Ermessens seien hier aber nicht ersichtlich°

Die Revision ließ das LSG° zu„

Das Urteil wurde den Klägern am 14° Dezember 1956 zugestellt°

Am 11° Januar 1957 legten sie Revision ein und beantragten,
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,—4-—
unter Aufhebung des Urteils des Bayer° LSG° vom

9° Oktober 1956 nach dem Klageantrag zu erkennen,

hilfsweise,

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Bayer° LSG° zurückzuverweisen,

Am 9° März 1957 — nach Verlängerung der Revisionsbegründungs—

frist bis zum 14, März 1957 — begründeten sie die Revision:

Das LSG, habe zu Unrecht nicht den Versorgungsanspruch selbst
geprüft; der Verzicht des Beklagten auf die Rechtskraft wir—

ke auch gegenüber dem Gericht, ein "Zugunsten—Bescheid"

könne auch zu dem ZweCk erteilt werden, den Rechtszug er—

neut zu eröffnen; im übrigen habe das LSG, bei der Prüfung

des Ermessens der Verwaltungsbehörde die Grenzen seines

Rechts, die Beweise frei zu würdigen, überschritten; zu
Unrecht habe es einen Ermessensfehler deshalb verneint, weil

die Verwaltungsbehörde den Anspruch auf Grund einer er—
schöpfenden sachlichen Prüfung des Falles abgelehnt habe;

in Wirklichkeit seien Beweismittel unberücksichtigt ge—

blieben; der Tod des Vaters der Kläger sei jedenfalls auf

wehrdienetliche Einflüsse zurückzuführen,

Der Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweisen,

II

Die Revision ist statthaft (@ 162 Abs° 1 Nr, 1 Sozialge—

richtsgesetz — SGG —); die Kläger‘haben sie auch frist—

und formgerecht eingelegt und begründet; sie ist sonach

zulässig° Die Revision ist auch begründet,
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Angefochten ist der Bescheid des Beklagten vom 28„ August

1952; in diesem Bescheid hat der Beklagte den Antrag der ‘

Mutter der Kläger auf Gewährung einer Witwenrente nach dem

Bayer° KBLG und nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) ab—
gelehnt; der Beklagte hat darin zunächst auf Art° 30 Abs° 4

KBLG in Verbindung mit 5 84 Abso 3 BVG verwiesen und er—
klärt9 daß er diesen Bescheid "unter Verzicht auf die Rechts—

kraft der früheren Entscheidung" erteile; zur Begründung des

Bescheides hat er sodann ausgeführt, die nochmalige Prüfung

des Versorgungsan8prmches‚ zu der auch eine neue ärztliche

Stellungnahme eingeholt worden sei‚ habe wiederum ergeben?

daß der Tod des Alois Schxxx an einer Lungen— und Augen—

tuberkulose keine Schädigungsfolge im Sinne der versorgungs—
rechtlichen Vorschriften gewesen seio '

Der Beklagte hat den Antrag auf Gewährung der Witwenrente

nach dem KBLG bereits mit dem Bescheid vom 170 November

7948 abgelehnt; er hat sich in diesem Bescheid darauf be—

rufen‚ daß über den
Versorgungsanspruch

nach früheren versor—

gungsrechtlichen Vorschriften recht$kräftig entschieden wor—

den sei° Dieser Bescheid ist für die Beteiligten bindend ge—

worden (vgl„ die @@77 SGG„ 24 des Gesetzes über das Verwal—

tungsverfahren der Kriegsopferversorgung LVeerQ7 und die

entsprechendenGrundsätze des allgemeinen Verwaltungsrechts);

die Berufung gegen den Bescheid hat das Oberversicherungs—

amt Würzburg mit Urteil vom 16° Oktober 1950 zurückgewiesen°

Die bindende Wirkung des Bescheids vom 17° November 1948

hat nicht bedeutet? daß die Regelung, die die Versorgungs—
..

behörde damit getroffen hat, nunmehr unabänderlich gewesen
ist; sie hat die Versorgungsbehörde nicht gehindert, zu

Gunsten der Witwe eine andere Regelung zu treffen„ Der Be—

scheid vom 17° November 1948 ist ein belastender Verwal—

tungsakt gewesen; die Verwaltungsbehörden sind berechtigt?

belastende Verwaltungsakte, auch wenn sie unanfechtbar gewor—
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den sind oder wenn die Anfechtung keinen Erfolg gehabt hat,

auf ihre Rechtmäßigkeit zu überprüfen und neue Verwaltungs—

’akte zu erlassen, sofern sie damit die "Belastung", die

in den Erstbescheiden enthalten ist, nicht erhöhen„ Diese

Auffassung hat für das Recht der Kriegsopferversorgung

in den Vorschriften der Art„ 30 Abs„ 4 KBLG und @ 40 VeerG

ihren besonderen Ausdruck gefunden; sie entspricht den

Grundsätzen, die auch sonst im Verwaltungsrecht gelten

(vgl° Knoll in "Die Sozialgerichtsbarkeit", 1956, S° 369
ffc)° Im vorliegenden Fall hat die Versorgungsbehörde den
Versorgungsanspruch der Witwe auf Weisung der Aufsichts—

behörde erneut geprüft; sie hat dies getan, weil ihr nach

dem neuen Vorbringen der Witwe Zweifel gekommen sind, ob

die tatsächlichen Voraussetzungen des Versorgungsanspruchs

— insbesondere die Frage, ob ein ursächlicher Zusammenhang

zwischen dem Wehrdienst und dem Tode des Ehemannes an der

Theo bestanden hat — in den früheren Entscheidungen richtig

beurteilt werden sind° Die Versorgungsbehörde hat dann den

Versorgungsanspruch in dem Bescheid vom 28° August 1952

zwar erneut abgelehnt, sie hat aber — anders als in dem

Bescheid vom 17° November 1948 — die Anspruchsvoraus—

setzungen selbst sachlich geprüft; dabei ist sie auf das

neue Vorbringen der Witwe eingegangen, hat die Ermittlun—

gen zur Feststellung des tatsächlichen Sachverhalts ergänzt

und insbesondere auch ein neues ärztliches Gutachten ein—

geholt und ausgewertet; sie hat sich zur Begründung der er-

neuten Ablehnung des Versorgungsanspruchs nicht auf die

Bindungswirkung der früheren Entscheidungen berufen; sie

hat sich über die Anspruchsvoraussetzungen in dem Bescheid

auch nicht etwa nur geäußert, um hilfsweise zu begründen,

daß der frühere Bescheid, an dem sie festhalten wolle, auch

sachlich richtig sei; sie ist von ihrer Aufsichtsbehörde

angewiesen gewesen, den Versorgungsanspruch unter Berück-

sichtigung der "neuen Beweismittel" nochmals sachlich zu

überprüfen und der Witwe durch einen "Zugunsten—Bescheid" den

Rechtsweg nochmals zu eröffnen; daraufhin hat sie eine neue
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sachliche Entscheidung getroffen; diese Entscheidung stellt

die "Regelung" eines Einzelfalles auf dem Gebiet des öffent—

lichen Rechts dar, sie ist deshalb ein Verwaltungsakt„ Am

Erlaß dieses Verwaltungsakts hat die Versorgungsbehörde auch

das Urteil des Oberversicherungsamts Würzburg v0m 16, Okto—

ber 1950, durch das die Berufung gegen den ablehnenden Be—

scheid vom 17, November 1948 zurückgewiesen worden ist, nicht

gehindert° Die Sach— und Rechtslage, die das Oberversicherungs—

amt damals beurteilt hat, ist die "Regelung" gewesen, die der

Bescheid vom 17, November 1948 enthalten hat° In diesem Be—

scheid ist die Ablehnung des Versorgungsanspruchs ausschließ—

lich darauf gestützt worden, daß bereits nach früherem Recht

rechtskräftig entschieden sei, der Tod des Ehemannes sei nicht

Schädigungsfolgeo Das Oberversicherungsamt hat infolgedessen

auch nur entschieden, daß es "die Versorgungsbehörde nicht

anweisen könne, in eine neue sachliche Prüfung auf Grund des

vorgelegten Tatsachenmaterials einzutreten und einen neuen sach—

lichen und berufw%;fühigcn Bescheid zu erteilen"; die Erteilung

eines "Zugunsten—Bescheides" nach Art° 30 Abs° 4 KBLG stehe im

Verwaltungsermessen; den Versorgungsanspruch selbst hat das

Oberversicherungsamt sachlich nicht geprüft, Die Rechtskraft

des Urteils des Oberversicherungsamts hat zwar die Beteiligten

gebunden, soweit über den Streitgegenstand entschieden worden

ist (@ 141 SGG); entschieden hat aber das Oberversicherungsamt

nur, daß der damals angefochtene Verwaltungsakt, nämlich der

Bescheid vom 170 Oktober 1948, rechtmäßig gewesen ist, das heißt,

daß sich die Versorgungsbehörde zu Recht auf die "Rechtskraft"

der früheren Entscheidungen berufen hat, Die Rechtskraft des Ur—

teils des Oberversicherungsamts hat sich damit nur auf den recht—

lichen Gesichtspunkt, auf den in den Gründen des Urteils abgeho—

ben ist, nicht aber auf das Rechtsverhältnis zwischen den Beteilig—

ten in seiner Gesamtheit erstreckt (vgl° auch Eyermann—Fröhler,

Kommentar zum Verwaltungsgerichtsgesetz, 2° Auflo, S, 256/257;

Klinger, Verwaltungsgerichtsbarkeit in der britischen Zone,

1954 So 49); sie hat eine andere sachliche Entscheidung über den

Versorgungsanspruch nicht ausgeschlossen; sie hat die Versor—

gungsbehörde auch nicht gehindert, dabei neue Ermittlungsergeb—

nisse und bisher nicht erörterte Gesichtspunkte rechtlicher oder
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tatsächlicher Art zu berücksichtigcno Auch die Bescheide der Ver—

sorgungsbehörde vom 27° September 1923 und 50„ Mai 1925 und die

Urteile des Versorgungsgeriohts'Würzburg vom 24„ November 1925 und

des Bayer° Landesversorgungsgerichts vom 8° Januar 1927‚ in denen

über den Anspruch der Witwe nach früherem Versorgungsrecht (dem

Reichsversorgungsgesetz) entschieden worden ist‚ haben einer sach—

lichen Prüfung und der Neuregelung des VersorgungsanSpruchs der

Witwe nach dem KBLG und dem BVG nicht entgegengestanden; diese

Entscheidungen sind mit dem Außerkrafttreten des früheren Versor—
gungsrechts gegenstandslos geworden (vgl° hierzu B5G„ 3, SO 251
12569 2517); soweit sie im Hinblick auf € 85 BVG (Art° 1 Ziff„ 4

KBLG in Verbindung mit 5 42 Abs° 1 DVO zum KBLG) noch von Bedeu—

tung gewesen sind? haben sie, weil sie belastende Verwaltungsakte

gewesen sind oder belastende Verwaltungsakte bestätigt haben, die

Verwaltung auch nicht hindern können, neue Verwaltungsakte zu er—
lassen, sofern dadurch die frühere Belastung nicht erhöht worden

ist° "Neue" Verwaltungsakte sind von den Gerichten wie "Erstbeschei-

de" in vollem Umfang nachzuprüfeno Dabei kommt es nicht darauf an,

ob die Behörde bei ■rlaß des neuen Verwaltungsakts auch erklärt

hat, sie verzichte auf die "Rechtskraft" (richtig: die bindende

Wirkung) des ersten Verwaltungsakts; entscheidend ist allein, daß

ein neuer Bescheid vorliegt, der rechtlich als Verwaltungsakt zu
'

werten isto Hat die Behörde, wie dies hier der Fall ist, in dem

neuen Bescheid eine neue "Regelung" getroffen und liegt deshalb

ein Verwaltungsakt vor9 so hat der’Betroffene, soweit er beschwert

ist, auch die Möglichkeit, die gerichtliche Prüfung dieses Verwal—

tungsakts herbeizuführen; das gilt auch dann, wenn durch die "neue

Regelung" das sachliche Begehren des Antragstellers wiederum abge—

lehnt worden ist, wenn also der "Verfügungssatz" des neuen Verwal—

tungsakts genauso lautet wie der "Verfügungssatz" des ersten Ver—

waltungsaktso

Das LSG° hat deshalb zu Unrecht nicht geprüft, ob der Versorgungs—

anspruch der Witwe begründet und damit der Bescheid des Beklagten

vom 28° August 1952 rechtswidrig gewesen ist° Die Revision ist

danach begründetc Das angefochtene Urteil ist aufzuheben; da das

LSG° keine eigenen sachlichen Feststellungen getroffen hat, ist
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die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an

das LSG° zurückzuverweisen (@ 170 abs° 2 Satz 2 SGG)„

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschließenden

Urteil vorbehalteno
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